W237. Montag 


Druck und Verlag der Hof⸗ Buchdruckerei von W. De 


Inland. 


Berlin, den 11. Febr. Se. Mafeſtät der König haben Allergnädigſt ge- 
ruht: Dem evangeliſchen Küſter und Schullehrer Borchard zu Meſcherin, im 
Regierungsbezirke Stettin, das Allgemeine Ehreuzeichen; fo wie dem Rittmeiſter 
von Mitzlaff vom Aten Huſaren⸗Regimente (2ten Leib⸗Huſ.⸗Regmt.) und dem 
Unterofſizier Glebler vom Kavallerie Stamm des ten Bataillons (Huſchberg) 
Ten Laudwehr⸗Regts, die Rettungs⸗Medaille am Bande zu verleihen; den bis⸗ 
herigen Regierungs- und Baurath Leuze zu Dirſchau zum Ober⸗ Baurathe und 
Mitgliede der Ober⸗Baudeputation; und den Glashüttenbeſitzer und Lieutenant 
Wilhelm Mittelſtädt zu Zirke zum Kommerzien⸗Rathe zu ernennen. 


N Bekanntmachung. 

In der am 16ten ſtattfindenden öffentlichen Sitzung dee Stadtverordneten 
kommen folgende Gegenſtände zur Brrathung: 

1) der Austritt aus dem Provinzial⸗Feuer⸗Verſicherungsverbandt. 2) Die 
Sicherſtellung des Kowalskiſchen Legats. 3) Anbringung eines Nebenrohrs an 
der ſtädtiſchen Waſſerleitung in der Wronkerſtraße. 4) Vermiethung des Han⸗ 
delsſaals. 5) Reklamationen gegen die Grundsteuer. 6) Erhöhung der Rente 
vom Vorwerke Schilling. 7) Zuſammenſtellung der Koſten aus dem Kartoffels 
und Brodverfauf pro 1846/47. 8) Wahl eines Mitgliedes für die Schulde⸗ 
putation. 8) Die definitive Anſtellung des Pfandleihaus⸗Verwalters. 10) Ei⸗ 
nige perjönliche Angelegenheiten. Der Vorſteher Knorr. 


Ständiſche Angelegenheiten. 


Zwölfte Sitzung des Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes. 
(4. Februar.) Schluß.] 

Miniſter v. Savigny bemerkt, daß das Landrecht allerdings ſo gefaßt 
ſei, daß ein Ausländer nicht unter den Begriff des Hochverraths falle. Es 
ſei aber dieſer §. beſtimmt worden, um die desfallſige bekannte Rechts⸗Con⸗ 
troverfe im Inkereſſe der Regierung zu entſcheiden. Die Majorität entſchei⸗ 
det ſich auch für Beibehaltung des $. 86. 3 

„F. 87. Ein Preußiſcher Unterthan, welcher ohne hochverrätheriſchen 

Zweck mit einer fremden Regierung ſich einläßt, um dieſelbe zu einem 
Kriege gegen den Preußiſchen Staat zu veranlaſſen, macht ſich des Landes⸗ 
verraths ſchuldig und ſoll, wenn der Krieg wirklich ausgebrochen iſt, mit 
dem Tode, ſonſt aber mit zehnjähriger bis lebenswieriger Zuchthausſtraft 
beſtraft werden.“ 

Gegen dieſe Veſtimmung iſt von der Abtheilung nichts erinnert worden; 
es iſt aber zu erwähnen, daß der Landesverrath nicht ſchärfer beſtraft werden 
kann als der Hochverrath, 
mungen für den Hochverrath in Beziehung auf, das Strafmaaß und die 
Strafart auch hier zur Anwendung gebracht werden müſſen. 

Br v. Savigny und Abg. v. Gaffron machen darauf aufmerk⸗ 
am, da 1 
Pin, erſcheinen könne als der Hochverrath. Der Hochverräther könne oft ein 
ehrenwerther Mann ſein, während der Landesverräther ſtets ehrlos erſcheine. 

Bei der Abſümmung ergaben fh folgende Fragen: 1) Soll beantragt 
werden, daß, wenn im Falle des F. 87. auf die Todesfirafe erkannt wird, 
auch auf Verluſt der Ehrenrechte erkannt werden könne? (Mit Ja ſtimmen 
53, mit Nein 43 2) Soll beantragt werden, flat der Zuchthausſtraf 
10jährige bis lebenswierige Feſtungshaft oder Strafarbeit mit fakultativer 
Aberkennung der Ehrenrechte eintreten zu laſſen? (Die Majorität ſpricht 

afür aus. ei 
fi 3 06 Peeußiſche intertbanen, welche während eines gegen den Preußi⸗ 

ſchen Staat ausgebrochenen Krieges in fremden Heeren Dienſte nehmen 
und die Waffen gegen den König oder deſſen Bundesgenoſſen tragen, find 
als Landesverräther mit dem Tode zu beſtrafen. Gegen Preußiſche Uns 
terthanen, welche ſchon früher in fremden Kriegsdienſten ſtanden, ſoll, 
wenn fie nach Ausbruch des Krieges in denfelben verbleiben und die Waffen 
gegen den König oder deſſen Bundesgenoſſen tragen, 10jährige bis lebens⸗ 
wierige Zuchthausſtrafe erkannt werden.“ 


5 > 
des Großherzogthums Poſen. 


cker & Comp. Verantwortlicher Redakteur: G. Müller. 


und daß alſo die angenommenen milderen Beſtim⸗ 


unter Umſtänden der Landesverrath viel abſcheulicher und verächtli⸗ 


den 14. Februar 1848. 


Einige Stimmen wollen ſtatt des Ausdrucks „gegen den König“ den 


Ausdruck „gegen den Staat“ wählen. Einige wollen auch den Zuſatz 


ne an dee A ey ſtreichen. 
olgende Fragen gelangen zur Abſtimmung: 1) Soll au 
Ausdrucks „ oder deſſen Bundesgenoſſen“ 8 5 an 185 * 
men 46, für Nein 48). 2) Soll beantragt werden, daß die Zuchthausſtrafe 
in Feſtungshaft oder Strafarbeit mit fakultativer Aberkennung der Ehren⸗ 
rechte verwandelt werden möge? (Die Majorität erklärt ſich dafür). 
§. 89. Als Landesverräther find mit dem Tode zu beſtrafen diejenigen 
Preußiſchen Unterthanen, welche durch eine der folgenden Handlungen einer 
feindlichen Macht wiſſentlich Vorſchub leiſten oder den Truppen des Königs 
oder ſeiner Bundesgenoſſen wiſſentlich Nachtheil zufügen, indem ſie 
1) Feſtungen, Päſſe, beſetze Plätze oder andere Vertheidigungspoſten, inglei⸗ 
chen Königliche oder verbündete Truppen, oder auch nur einzelne Ofſtziere 
oder Soldaten, in feindliche Gewalt bringen; 2) Feſtungswerke, Zeughäuſer 
Magazine, Kaſſen oder andere dem König oder deſſen Bundesgenoſſen zuge⸗ 
hörige Vorräthe von Waffen, Munition oder ſonſtigen Kriegsbedürfniſſen in 
feindliche Gewalt bringen, zerſtören oder unbrauchbar machen; 3) dem Feinde 
Mannſchaften zuführen; 4) Soldaten verleiten, zum Feinde überzugehen; 
5) Operationsplänc oder Pläne von Feſtungen oder feſten Stellungen dem 
Feinde mittheilen; 6) dem Feinde als Spione dienen, oder feindliche Spione 
aufnehmen, verbergen oder ihnen ſonſt Beiſtand leiſten; 7) dem Feinde Wege 


oder Fuhrten nachweiſen; 8) einen Aufſtand unter den Tru N) 
oder ſeiner Bundesgenoſſen erregen. ee An 


er Alle andere Handlungen Preußiſchen Unterthanen, d 
apa Ae 1 2 55 Na cel 1 Truppen des ea e 
undesgenoſſen wiſſentlich Nachtheil zugefügt wird, ſind mit fünfjähri i 

lebenslänglichem Zuchthaus zu beſtrafen.“ 5 4 Win 
Viele Mitglieder wollen den Fall unter Nr. 7. ſtreichen, weil i i 

der 1 — die Einwohner mit Gewalt zu lower 7 705 e 

olgende Fragen gelangen zur Abſtimmung: 1) die Frage wegen Strei- 

chung * Nr. 7.; (Die Majorität iſt für die . 2) 1 Blake 

nach §. 79. eine Todesſtrafe erkannt wird, auch Verluſt der Ehrenrechte 

5 e 1 1 Majorität ſagt Ja.) 3) ſoll in den Fällen 
F. 79. ſtatt der Zuchthausſtrafe auf Feſtungshaft i 

werden können? (Die Majorität fagt An) eee e 


F. 90. und 91. werden ohne Weiteres genehmigt, aber §. 92. und 93. 


geben zu höchſt wichtigen und intereſſanten Debatte 
indem es ſich bei ſolchen um die wichtige Frage handelt, 1 N 
verrath gegen den Deutſchen Bund geben ſolle? 

„§. 92. Wer es unternimmt, auf gewaltſame Weiſe den Deutſchen 
Bund aufzulöſen, die Bundes-Verfaſſung zu ändern oder das Bundes- 
Gebiet zu verkleinern, iſt eben ſo zu beſtrafen, wie ein Hochverräther gegen 
25 r Staat ($$. 80—86.) 

„. 93. Die über landesverrätheriſche Handlungen gegen den i 
Staat aufgeſtellten Strafbeſtimmungen 85 87919 And 180 6 
nigen gleichartigen Handlungen anzuwerben, welche gegen den Deutſchen 
Bund von Preußiſchen Unterthanen anderer Deutſcher Bundesſtaaten oder 
von ſolchen Ausländern begangen werden, die ſich unter dem Schutze eines 
Deutſchen Bundesftaates in deſſen Gebiet aufhalten.“ 

0 Die Abtheilung hat ſich (mit 8 Stimmen gegen 5) für Strei- 
ung dieſer beiden §§. erklärt und zwar nach folgender Ausführung: 

„Der Deutſche Bund beruht auf einem Vertrage, welchen die ſouverainen 

Fürſten und freien Städte Deutſchlands durch die Bundes-Akte vom 8. Juni 


1815 geſchloſſen haben. Er ift — wie ihn die Wiener Schluß⸗Akte vom 15. 


Mai 1820 Art. 1. bezeichnet — ein völkerrechtliche in zur Bewahrung 
der Unabhängigkeit und Unverletzlichkeit der 155 er Staaten 
und zur Erhaltung der inneren und äußeren Sicherheit Deutſchlands, der — 
wie es im Art. II. heißt — in feinem Innern als eine Gemeinſchaft ſelbſt⸗ 
ſtändiger unter ſich unabhängiger Staaten mit wechſelſeitigen gleichen Ver⸗ 
trags⸗Rechten und Vertrags⸗Obligenheiten, in feinen äußeren Verhältniſ⸗ 
ſen aber als eine in politiſcher Einheit verbundene Geſammtmacht beſteht. 
Der Deutſche Bund iſt fein Staat, ſondern ein Bündniß unabhängiger 
Staaten; es ſind ihm, den Unterthanen der Deutſchen Staaten gegenüber, 
keine Souverainetäts⸗Rechte übertragen. Die Bundes⸗Akte iſt ein Vertrag 
der ſouverainen Fürſten und freien Städte Deutſchlands und keine die Ver⸗ 
hältniſſe der regierenden Fürſten zu ihren Unterthanen ordnende Staatsver⸗ 


x 


182 


faſſung. Es exiſtirt endlich kein Gebiet des Deutſchen Bundes in der Be— 


deutung eines Staatsgebiets. Eine gewaltſame Auflöſung des Deutſchen 


Bundes und eine Aenderung des Bundesvertrags (Bundesverfaſſung) durch 
einen Dritten läßt ſich nicht denken, weil ein Vertrag überhaupt gegen den 
Willen der kontrahirenden Theile durch einen Dritten nicht aufgelöſt werden 
kann, und eben fo wenig iſt eine Verkleinerung des Bundesgeblets denkbar, 
weil ein Bundesgebiet eben nicht exiſtirt.“ n 
„Zwar laſſe ſich für §. 92. und 93. geltend machen, daß nach dem be⸗ 
reits durch das Allerhöchſte Patent vom 28. Oktober „1936 publizirten Be- 
ſchluſſe der Bundesverſammlung (Geſetz⸗S. 1836 S. 309) der Verrath ge- 
gen den Deutſchen Bund in gleicher Weſſe, wie das Verbrechen gegen den 
Preußiſchen Staat geahndet werden ſolle, daß alſo $. 92. und 93. gar nichts 
Neues enthielten. Allein gegen dieſes Patent laſſe ſich gerade geltend machen, 
daß keiner der ſouverainen Fürſten dem Deutſchen Bunde Souverainitäts⸗ 
rechte übertragen habe;“ N a 
daß die Geſetzgebung unbeſchränkt den einzelnen Bundes-Staaten ver— 
bleiben ſei; l a 
daß durch die Publikation des im Jahre 1836 gefaßten Beſchluſſes der 
Bundes-Verſammlung gegen die Rechte der Stände verſtoßen worden, 
weil die Strafgeſetzgebung weſentlich in das Perſonenrecht eingreife und 
Geſetze, welche Veränderungen in Perſonen- und Eigenthumsrechten be⸗ 
treffen, nach der Verordnung vom 5. Juni 1823 vor ihrer Publikation 
von den Ständen berathen werden müſſen.“ 


Der Landtags- Kommiſſarius ſucht dieſes Gutachten der Stände 


in einer ſehr langen gewichtigen Rede zu bekämpfen. Gegen die Gründe der 
Abtheilung führt er namentlich an: 1) Deutſchland ſei allerdings kein Bun— 
desſtaat, ſondern nur ein Staatenbund, aber dieſer Bund ſei durch 
eine tauſendjährige Geſchichte geheiligt. 2) Allerdings verleihe die Bundes⸗ 
und die Schluß-Akte dem Bunde einzelne Souverainetsrechte. 3) Seien die 
Verſaſſungen der Deutſchen Bundesſtaaten innig verwebt mit der Bundes- 


Verfaſſung. Was ſolle aus den ganz kleinen Staaten werden, wenn ſich, 


der Bund von ihnen losſage? 4) Habe der Deutſche Bund allerdings ſein 
beſtimmtes Ländergebiet, welches ſehr wohl vergrößert und verkleinert wer— 
önne. N 
fi 9 Bezug auf das letzte von der Abtheilung gezogene Monitum über 
die Rechtgültigkeit des Patents vom 28. Oktober 1836 bemerkt der Landtags⸗ 
Kommiſſarius: „Niemand hat wohl daran denken können, daß unſerer ſtän⸗ 
diſchen Geſetzgebung von 1823 eine Ausdehnung gegeben werden ſolle, dahin 
gehend, ſich über die Bundes⸗Geſetzgebung zu erheben. Ich füge hinzu, daß 
in allen Deutſchen Staaten der Bundesbeſchluß von 1830 proclamirt worden 
iſt, ohne daß auch in den conſtitutionellen Staaten darüber eine Berathung 
mit den Ständen ſtattgefunden hätte. Ueberall wurde anerkannt, daß die 
die Sicherheit des Bundes betreffenden Bundesbeſchlüſſe in allen Deutſchen 
Landen Geſetzkraft haben müſſen. Aber auch aus der Faſſung des Geſetzes 
von 1823 kann eine rechtliche Nothwendigkeit, unſre Stände darüber zu 


jören, ob der Bundesbeſchluß Geſetzeskraft haben ſoll, durchaus uicht reducirt 
1 0 85 Wir haben ſeit 1836 vier provinzialſtändiſche Verſammlungen ges 
habt, abet, wenn mich das Gedächtniß nicht täuſcht, ſo iſt unter vielen 


Reclamatienen über Verordnungen, die zu Unrecht ohne ſtändiſchen Beirath 
erlaffen ſeien, dieſer Gegenſtand niemals aufgeführt worden. Es konnte dies 
aber auch nicht geſchehen, weil ſelbſt die buchſtäbliche Beſtimmung des Geſetzes 
von 1823 dazu keine Veranlaſſung gab. Denn die Veſtimmung deſſelben 
lautet, daß Stände über alle ſolche Gefrge gehört werden ſollen, welche die 
Steuern, die Eigenthums- und Perſonenrechte berühren. Durch jenen Bun⸗ 
desbeſchluß aber iſt doch offenbar kein anderes Recht beſchränkt, als das 
etwaige Recht, Hochverrath gegen den Deutſchen Bund ungeſtraft verüben 
zu können. Daran hat wohl das Geſetz vom Jahre 1823 nicht gedacht!“ 
er Landtags⸗Kommiſſarius ſchließt jene Rede mit den Worten: „Wir alle 
wiſſen und haben erfahren, daß Se. Majeftät der König, unſer Herr, feine 
Verpflichtungen gegen den Deutſchen Bund überaus hoch achtet und es voll⸗ 
kommen anerkennt, daß nur in der Innigkeit, in der Stärke dieſes Bundes 
das Heil für Preußen, für Deutſchland, ja für Europa zu finden ſei. Des⸗ 
halb ſchlage ich Ihnen vor und bitte Sie, meine Herren, recht ein ſtimmig 
die SS. 92 und 93 unverändert anzunehmen“ (Vielſtimmiges Bravo.) 

Wegen der vorgerückten Zeit kann die Debatte über dieſe wichtige An- 
gelegenheit nicht zu Ende geführt werden. 

Dreizehnte Sitzung e e ſtändiſchen Ausſchuſſes. 

(5. Februar.) 
Die Debatte über die Frage, ob auch gegen den Deutſchen Bund ein 
Hochverrath begangen werden könne und ob deshalb §§. 92 und 93 des 
Entwurfs beibehalten werden ſollen, wird lebhaft fortgeſetzt. Bei der Ab⸗ 
nne erklären ſich 66 Stimmen für Beibehaltung, 28 für 
Streichung des F. 93. h 
„F. 91. Ein Preußiſcher Unterthan der im Inlande oder Auslande oder 
ein Ausländer, der während ſeines Aufenthaltes im Preußiſchen Staate 
gegen einen mit demſelben in anerkanntem völkerrechtlichen Verkehre ſtehen— 
den Staate oder deſſen Regenten eine Handlung vornimmt, welche, wenn 
er ſie gegen den König oder den Preußiſchen Staat verübt hätte, als ein 
Hochverrath anzufchen fein würde, iſt zu Strafarbeit oder Zuchthausſtrafe 
bis zu zehn Jahren zu verurtheilen. Die Unterſuchung iſt jedoch, inſofern 
nicht die begangene Handlung ein Verbrechen anderer Art in ſich ſchließt, 
nur auf den Antrag der Preußiſchen Regierung einzuleiten.“ 

Die Ae 15 darauf verwieſen, daß hier zwei Geſichtspunkte feſt⸗ 

ien, einerſci 

Ane EN Verhältniſſe zu fremden Staaten berechnet werden 

können, welche in geſetzlicher Welſe zur allgemeinen Kenntniß gebracht 
worden, wie z, B. das zu den Deulſchen Vundesſtaaten, 

un ah A 9 > 0 

daß nur ſolchen Staaten gegenüber Schutz gegen Angriffe vom Preuhiſchen 

Gebiete aus zu gewähren iſt, in welchen umgekehrt dem Preußiſchen Staate 
gegen Angriffe von dort aus gleicher Schutz gewährt wird. 
; ie Abtheilung hat daher folgende Modification vorgeſchlagen: „Ein 

Preußiſcher Unterthan, der im Inlande oder Auslande, oder ein Ausländer, 


der während ſeines Aufenthaltes im Preußiſchen Staate gegen einen der 
Deutſchen Bundesſtaaten oder deſſen Regenten eine Handlung vornimmt, 
welche, wenn er fie gegen den König oder 5 e Staat verübt 
hätte, als ein Hochverrath anzuſehen ſein würde, iſt u. Strafarbeit bis zu 
zehn Jahren zu verurtheilen. Iſt eine ſo che Handlun, gegen einen anderen 
Staat gerichtet, in welchem nach publizirten Verträgen mit dem Preußiſchen 
Staate Reciprocität verbürgt iſt, fo ſoll Fe ugsſtraſe bis zu zehn Jahren 
eintreten.“ Es wird hiermit bemerkt, daß zwiſchen Sir Saft des §. 94 
nicht etwa ein Widerſpruch herr mit §. 92 und 93. { iden Geſetze 
ſprechen von einem Verbrechen gegen den Deutſchen Bund überhaupt, §. 94 
hat aber nur einen einzelnen Bundesſtaat i Auge. 
Zur Abſtimmung gelangen folgende. ind : 1) Soll beantragt 
werden, Strafarbeit oder Feſtungshaft bis zu u Jahren eintreten zu laſſen, 
wenn die ſtrafbare Handlung gegen einen Deutſchen Bundesftdat oder deſſen 
Regenten gerichtet war? Diejenigen, welche dieſe Frage bejahen, würden das 
durch Anfſtehen zuerkennen geben. (Eine Maforttät, aber nicht von zwei 
Drittheilen, hat ſich dafür ausgeſprochen.) 2) Soll beantragt werden, Fe⸗ 
ſtungshaft bis zu zehn Jahren eintreten zu laffen, wenn die ſtrafbare Hand⸗ 
lung gegen einen Staat, in welchem dem Preußiſchen Staate Reciprocität 
verbürgt iſt, oder deſſen Regenten gerichtet war? (Mit Ja antworteten 62, 
mit Nein 22.) 
F. 96 bis 98 geben zu keinen erheblichen Bedenken Veranlaſſung. Hin⸗ 
gegen ruft §. 99 einige Erörterungen hervor. f 

„F. 99. Wer den König thätlich beleidigt, iſt mit dem Tode zu beſtrafen. 
In minder ſchweren Fällen oder bei einer durch die Umſtände verminderten 
Verſchuldung, iſt anſtatt der Todesſtrafe auf zehnjährige bis lebenswierige 
Strafarbeit oder Zuchthausſtrafe zu erkennen. 

Namentlich bemerkt der Abg. von Saucken⸗Tarputfchen: Ich wollte 
mir erlauben, darauf anzutragen, daß ein geringeres Strafmaaß feſtgeſetzt 
werden möge. Denn die Abſichtlichkeit iſt nicht immer gleich zu erkennen, 
und es kann durch Ungeſchick oder Ungeſchicklichkeit wohl etwas vorkommen, 
(Murren), was ein peinlicher Richter ſchon ſtreng ahnden würde. Bei dem 
Manöver in Königsberg kam ein Marketenderweib in die Nähe des Königs 


und klammerte ſich, in der Angſt, überritten zu werden, an deſſen Fuß. 


Könnte dies auch ſchon als ſtrafbar angeſehen werden? (Lachen.) 
Juſtiz-Miniſter ÜUhden. 
Unvorſichtigkeiten fallen alſo von ſelbſt nicht unter den Begriff des Ver⸗ 
brechens. . 
3 der Abſtimmung wird die Annahme des §. 99. beſchloſſen. 
Auch die SS. 100—103. werden ohne Weiteres angenommen. 

„F. 100. Die Drohung einer Thätlichkeit gegen die Perſon des Königs 
ſoll mit Strafarbeit von zwei bis zu zehn Jahren oder mit Zuchthaus bis 
zu zehn Jahren beftruft werden.“ 35 

„F. 101. Wer durch Aeußerungen in Wort oder Schrift, oder durch Ab⸗ 
bildungen, Darſtellungen oder durch andere Handlungen, welche nicht in 


Thätlichkeiten beſtehen, die Ehre des Königs vorſätzlich verletzt, iſt mit 


Strafarbeit von ſechs Monaten bis zu fünf Jahren zu beſtrafen. 

„8. 102. Beleidigungen, welche der Königin, dem Thronfolger oder einem 
anderen Mitgliede des Königlichen Hauſes zugefügt ſind, ſollen in folgen⸗ 
der Art beſtraft werden: 

1) Thätliche Beleidigungen mit fünfjähriger bis lebenswieriger Strafarbeit 
oder Zuchthausſtraſe; 2) Bedrohung mit Thätlichkeiten mit ein- bis fünf- 


jähriger Strafarbeit oder mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren; 3) Beleidigun⸗ 


gen durch Wort oder Schrift oder durch Abbildungen, Darſtellungen oder 
durch andere Handlungen, welche nicht in Thätlichkeiten beſtehen ($. 101.), 
mit Gefängniß nicht unter drei Monaten oder mit Strafarbeit bis zu drei 
Jahren.“ 

„F. 102. Wer ſich Aeußerungen oder Handlungen erlaubt, welche zwar 
an ſich nicht als Beleidigungen des Königs anzuſehen ſind, dennoch aber 
die demſelben gebührende Ehrfurcht verletzen, iſt mit Gefängniß von ſechs 
Wochen bis zu einem Jahre zu beſtrafen.“ 

Hingegen wird §. 101 mit einer bedeutenden Majorität verworfen: 

„. 104. In den Fällen der SS. 99. 100, und 103. Nr. I. und 2. if 
ſtets, auch wenn nur auf Strafarbeit erkannt wird, zugleich der Verluſt 
der Ehrenrechte auszuſprechen. In den Fällen der sen 101. und 103. 
Nr. 3. kann auf dieſen Verluſt nach richterlichem Ermeſſen erkannt werden.“ 

5105. W wendet ſich nunmehr zu dem fo vielfach beſpreche⸗ 

nen §. 105. g 

„F. 105. Verleumdungen und Schmähungen verſtorbener Mitglieder des 
Königlichen Haufes find mit Gefängnißſtrafe oder Strafarbeit bis zu zwei 
Jahren zu ahnden.“ 


Die Abtheilung hat in dieſem §. eine Gefahr für die Geſchichtsforſchung 


erblickt und mit 11 gegen 3 Stimmen deſſen Streichung verlangt, jedoch hat 
die Abtheilung darauf aufmerkſam gemacht, daß §. 201. des Entwurfs Schutz 
gewähre gegen die ungerechte Verunglimpfung verſtorbener Perſonen überhaupt. 
Miniſter v. Savigny bemerkt zur Rechtfertigung dieſes F. 105. „Ich 
glaube, daß der Befürchtung, es könne die Freiheit der Geſchichtsſchreibung 
gefährdet werden, durch den Ausdruck: „Verleumdungen und Schmähungen“ 
vorgebeugt iſt. 1 
gehen und eine Aeußerung, die nur als ſtreuger Tadel eines früheren Regen⸗ 
len erſcheint, für Schmähung oder Verleumdung halten werde. Dieſe Hand⸗ 
lungen ſind ſo charakteriſtiſcher Art, daß ich eine ungehörige Anwendung dieſer 
Strafbeſtimmung nicht befürchten kann.“ 
Bei der Abſiimmung wird mit 49 Stimmen gegen 43. beſchloſſen, den 
S. 105. an dieſer Stelle ausſcheiden zu laſſen und ſolchen ſpäterhin bei 8. 
201. nochmals in Erwägung zu ziehen. 
S. 106, und 107. wurden ohne Weiteres angenommen. i 
„Wer ehrverletzende Schriften, Abbildungen oder andere Darſtellungen 
gegen den König oder die Mitglieder des Königlichen Hauſes wiſſentlich 
anferligt, verbreitet oder ausſtellt, fol mit derſelben Strafe, wie der Urhe⸗ 
ber derſelben (SS. 101. 103. 105), belegt werden. Sämmtliche zur weis 
teren Verbreitung noch vorräthige Exemplare ſolcher Schriften, Abbildungen 
oder andere Darſtellungen, ſowie die dazu beſtimmten Platten und Formen, 
ſind in Beſchlag zu nehmen und zu vernichten.“ 


“ 


’ 


Jedes Verbrechen ſetzt den Vorſatz voraus, 


Ich habe nicht die Veſorgniß, daß der Richter hierin zu weit 


* 
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$. 107. Gegen denjenigen, welcher ſein Gewerbe zur Anfertigung oder 
Verbreitung ſolcher Schriften, Abbildungen oder anderer Darſtellungen 
(F. 106.) mißbraucht, kann zugleich auf zeitige oder immerwährende Ent⸗ 
ziehung der Beſugniß zum ſelbſtſtändigen Betriebe des gemißbrauchten Ge⸗ 
werbes erkannt werden. Beim Rückfalle iſt dieſe zuſätzliche Strafe noth⸗ 


Wendt 4 RZ 
endig auszufpredhen Schluß folgt.] (Boss, Ztg.) 


Berlin, den 11. Febr. Geſtern fand bei ihren Königl. Majeſtäten in der 
Bildergallerie und im Weißen Saale des Schloſſes Cour und Ball ſtatt, zu wel⸗ 
cher die Prinzlichen Herrſchaften, das Corps diplomatique, alle hoffähige Pers 
ſonen und die ſämmtlichen Mitglieder des Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes ge⸗ 
laden waren. Ihre Majeſtäten erſchienen nach 8 Uhr, ließen ſich im Weißen 
Saale zunächſt die anweſenden Fremden vorſtellen und eröffneten den Vall mit 
einer Polonaiſe, der ſich die Geſellſchafts⸗Tanze anſchloſſen, während welcher 
Sich Ihre Majeftäten in der Verſammlung huldvoll unterhielten. Um 11 Uhr 
zogen Sich Allerhöchdieſelben in Ihre Gemächer zuruck, und endete das Feſt. 

Ein Correſpondent des H. C. meldet demſelben aus Berlin: Wie man er⸗ 
fährt hat vor einigen Tagen eine militäriſche Vorſtellung bei Sr. Maj. 
dem Könige ſtattgefunden, Behufs Allerhöchſter Cabinets-Entſcheidung über die 
Gepäcksfrage in der Armee. Es handelt ſich nämlich darum, nachdem die eigent⸗ 
liche Uniformirung ſchon ſeit längerer Zeit einer Reform unterworfen worden iſt, 
nun auch das Gepäck der Soldaten praktiſcher und den Verhältniſſen augemeſſener 
zu geſtalten. Damit wird dann erſt die neue Equipirung der Armee beendet ſein. 
Es haben über jene Gepäcksreform außerordentlich viele und verſchiedenartige, 
zum Theil ſeit Jahren angeſtellte Probeverſuche ſtattgefunden, da gerade dieſe 
Partie die militäriſche Brauchbarkeit der Soldaten vorzugsweiſe beſtimmt. In⸗ 
deſſen, wie ſo oft geſchieht, man verſtändigte ſich leichter und ſchneller über die 
Verwerflichkeit des alten, als über Brauchbarkeit des an deſſen Stelle zu ſetzenden 
Neuen. In jüngſter Zeit ſoll man nun aber, wohl mitbeſtimmt durch die Noth⸗ 
wendigkeit, endlich eine definitive Entſcheibung zu treffen, das Augenmerk weſent⸗ 
lich auf zwei Vorſchläge concentirt haben. Der eine derſelben iſt von dem Major 
v. Virchow gemacht, der andere von dem Hauptmann v. Zaſtrow, welcher Letztere 
ſich jedoch mehr nur auf eine neue Modifikation des Virchow'ſchen Gepäks be⸗ 
ſchränkt haben fol. Um über den vorwiegenden Werth einer dieſer beiden Ge— 
päcksarten durch den Angenfcheim ein Urtheil zu bekommen, ſoll die oben erwähnte 
Vorſtellung ſtattgefungen haben, in welcher die beiden Erfinder die Ehre hatten, 
Sr. Majeftät dem Könige Jeder mehrere nach feinem Syſtem ajuſtirte Soldaten 
vorzuſtellen. Der König, in Begleitung des Prinzen von Preußen, des Kriegs⸗ 


Miniſters und anderer höherer Offiziere, nahm die aufgeſtellten Leute in genauen 


Augenſchein und unterrichtete ſich langere Zeit über die vorgeſchlagenen Neuerun⸗ 
gen mit eben fo viel Jutereſſe als Sachkenntniß. In Folge deſſen, glaubt man 
nun, daß die ganze Armee unverzüglich ein neues Jufanteriegepäck erhalten wird. 
Wahrſcheiulich dürfte ſich daſſelbe in der Anwendung auf die einzelnen Truppen⸗ 
theile dahin geſtalten, daß die ſämmtlichen Jäger-, Schuͤtzen- und Fuüſilier⸗Ba⸗ 
talllone das Virchow'ſche Gepäck behalten, reſpeetive bekommen, die Musketier⸗ 
Bataillone aber mit dem Zaſtrow'ſchen Gepäck verſehen werden. Der charakteri⸗ 
ftifche Unterſchied zwiſchen beiden Arten ſoll darin beſtehen, daß nach dem Vir⸗ 
chow'ſchen Vorſchlage zwei kleine Patrontaſchen vor dem Leibe getragen werden, 
während nach der Zaſtrow'ſchen Meinung die Patrontaſche ihren alten Sitz an der 
Rückſeite des Körpers behält. Theils Rückſichten auf größere Oekonomie, theils 
wohl auch der Wunſch, von dem Bisherigen nicht allzuviel aufzugeben, ſcheinen 
dem letzteren Vorſchlage das Wort geredet zu haben. Dagegen dürfte der Tor⸗ 
niſter wohl ganz allgemein nach den Vorſchlägen des Majors v. Virchow zur An⸗ 
wendung kommen, da dieſer nicht blos den Vortheil erleichterter Tragbarkeit hat, 
ſondern auch durch Beſeitigung des einzwängenden Bruſtriemes ein Hauptbeſchwer⸗ 
niß des Soldaten, welches auf foreirten Märſchen nicht ſelten Blutſpeien und an⸗ 
dere Uebelſtände zur Folge hatte, abſchafft. Hierüber ſoll denn auch die Armee, 
wie man vernimmt, am meiſten erfreut fein. 

Breslau, den 8. Februar. In der geſtrigen Sitzung des Comité's zur 
Milderung des Nothſtandes in den Kreiſen Rybuick und Pleß machte der Herr 
Ober ⸗Präſident v. Wedell Mittheilung von feiner in voriger Woche unternom⸗ 
menen Reiſe in die bedrängten Diſtrikte. > 

Nach den an Ort und Stelle gemachten Wahrnehmungen und erhaltenen 
mündlichen Berichten ſei der Nothſtand gegenwärtig fo allgemein verbreitet, daß 
eine völlige Ernährung desjenigen Theils der Bevölkerung eingeleitet werden 
müſſe, welcher, nachdem er feine geringen Erndtevorräthe, denen in dieſem Jahre 
die Kartoffeln abgingen, aufgezehrt, ſich nunmehr ohne Nachrungsmittel befinde 
und auch nicht die Mittel beſitze, ſich dergleichen zu beſchaffen. . 

Obgleich der Typhus ſich durch ſchlechte Ernährung erzeugt habe, ſo habe er 
ſich doch auch über andere Einwohner verbreitet und zeige fich bei dieſen nun weit 
heftiger als bei den ſchlecht Ernährten, indem letztere ihn leichter überdauern. 
Dabei würde von den ungebildeten Klaſſen ärztliche Hülfe meiſt verſchmäht, ſie 
wendeten ſich gemeinhin nur an die Geiſtlichen, und ſchon deshalb wirke das Gr; 
ſcheinen der barmherzigen Brüder fo wohlthaͤtig auf die Bevölkerung, da die 


Ordensbrüder mit ihrem geiſiichen Staude die Kenntniß verbinden mit den Kran⸗ 

ten umzugehen. : 
Cs ſeien überall Gomitd’ gebildet, welche ſich auf die Gemeinden verzweigen, 

und die Beaufſichtigung der Unterſtützungen in den einzelnen Ortſchaften über⸗ 


nommen hätten. 


Die hinterlaſſenen Waiſen fein bisher in einzelnen Familien untergebracht, 
dies ſei aber ferner nicht überall zu thun, da die ſelbſt bedrängten Wirthe keine Ge⸗ 
währ dafür geben, daß die ihnen übergebenen Kinder wirklich gehörig verpflegt 
und gut gehalten würden. Unter dieſen Umſtänden wäre es allein möglich, die 
Waiſen in beſondere Anfbewahrungs⸗Häuſer aufzunehmen. Hierzu zweckmäßige 
Locale würden bereits ermittelt. Wenn nun auch der Staat die Sorge für den 
gemeinen Unterhalt übernehme, fo eröffne ſich doch in der größern ſorgfältigern 
Fürforge, welche den Waiſen und Reconvalescenten zu widmen ſei, ein weites 
Feld der Wirkſamkeit für die Wohlthätigkeit des Comité's. 

Nachdem ſodaun von dem Comité beſchloſſen worden, dieſen Vorfchlägen zu 
entſprechen, alle localen Einrichtungen den Local⸗Comités zu überlaſſen und von 


deren Wirkſamkeit durch einen beſonderen Commiſſarlus von Zeit zu Zeit Kennt⸗ 


niß zu nehmen, wurde beſchloſſen, 500 Thlr. zur Dispofition der barmherzigen 
Ordensbrüder zu ſtellen, zur Verpflegung der Kranken und Reconvalescenten, 
ebenfo die Abſendung von Reis, da die Königl. Seehandlung 25 Centner dem 
Comité zu dieſem Zwecke überwieſen hat. 

Ferner wurde beſchloſſen, den beiden Kreis⸗Comité's, jedem vorläufig 2000 
Thlr. zu überſchicken, um die erſten Einrichtungen für die Aufbewahrung der Wai⸗ 
fen zu treffen; die Verbackung des, den Reconvalescenten zugebilligten Mehls zu 
bewirken, und die beſſere Verpflegung der Reronvalescenten zu ermöglichen. Endlich 
wurde beſchloſſen die Kreis⸗Comités darüber zu befragen, ob fie die Ueberweiſung 
von baarem Gelde für die Waiſen, auch wärmere Stoffe fiir die Reconvalescen⸗ 
ten wünſchten, oder ob fie dieſe Gegenſtände hier angeſchafft und den Local⸗Comi⸗ 
tés in natura zugeſchickt haben wollen. 

— 


Ausland. 


Deut ſchlan d. 
Oeſterreichiſche Staaten. 

Wien, den 8. Februar. (Oder⸗Ztg.) Aus dem Judenburger Kreiſe in Stey⸗ 
ermark, wo ſich die Bauernexeſſe wegen Roboten ereigneten, wird von geſtern 
gemeldet, daß ſich Alles wieder beruhigt hätte. Die Bauern find zu ihrer Pflicht 
zurückgekehrt. 

Salzburg, den 1. Febr. Die Renitenz der Zehentholden in den oberen 
Gegenden des Steiermärkiſchen Ennsthales ſcheint einen gefährlichen Charakter an⸗ 
genommen zu haben. Der Kreishauptm. v. Judenburg hat eine gedruckte Bekannt⸗ 
machung an die Zehentholden im Euns- und Palteuthale, insbeſondere an die 
der Herrſchaften Rottenman und Trautenfels in den Bezirken Linzen und Wolken⸗ 
ſtein, unterm 22ſten v. M. erlaſſen. Die Richtung, welche die Renitenz genom⸗ 
men hat, wird darin als eine die öffentliche Sicherhelt, Ruhe und Ordnung be⸗ 
drohende bezeichnet, ſo daß eine Rotte am 17. v. M. mit Waffengewalt ausein⸗ 
andergetrieben werden mußte. Der verweigerte Zehent wird nun von den Reni⸗ 
tenten unter dem Schutze von Militair auf dem polizeilichen Exekutionswege eins 
gezogen werden. 

Venedig, den 2. Febr. (A. Z.) Heute früh verließ das Kriegs⸗Dampfſchiff 
„Vulcano“ unſeren Hafen. An feinem Bord befindet ſich die vollzählige Mann⸗ 
ſchaft für die Segelſchiffe der Diviſton im Adriatiſchen Meere. Das weitere Ziel 
der in Eile veranſtalteten Fahrt iſt Niemanden bekannt, da der Kommandant die 
geheime Ordre verſiegelt empfing und fie erſt auf hoher See eröffnen darf. 

Dänemark. 

Kopenhagen, den 5. Februar. Am 28. Januar find der Geheime 
Staats⸗Miniſter, General- Prokureur A. S. Oerſted, der Geheime Staats⸗Mi⸗ 
niſter und Praͤſident der Schleswig ⸗HolſteinLauenburgiſchen Kanzlei, C. Graf 
von Moltke, und der Deputirte in der Königl. Rentekammer, Etatsrath Bang, 
beauftragt worden, einen Geſetzvorſchlag auszuarbelten, übereinſimmend mit dem 
Allerh. Reſtript von demſelben Datum, in Betreff der von Sr. Maj, beabſichtig⸗ 
ten Veränderungen in der Verfaſſung, und zwar ſo, daß ſie bei Ausführung die⸗ 
ſes Auftrags, namentlich infoweit es das Finanzweſen betrifft, mit dem Geh. 
Staats- und Finanz⸗Miniſter A. W. Grafen von Moltke auf Bregentved zu 
konferiren haben werden. 5 

Das hieſige Blatt Fädrelandet legt, bei einer vorläufigen Beurtheilung 
des Verfaſſungs Patente, abgeſehen davon, daß es in demſelben Manches, was 
zu einer vollſtändigen conſtitutkonellen Verfaſſung gehört, vermißt, wie ſich erwar⸗ 
ten ließ, einen mißbilligenden Haupt- Accent darauf, daß Holſtein, das Deut⸗ 
ſche Bundesland, mit unter die Verfaſſung begriffen wird und dadurch der Selbſt⸗ 
ſtändigkeit des Verfaſſungs-Staats Eintrag geſchieht, und kann es eben fo wenig 
billigen, daß die Herzogthuͤmer mit ihrer geringeren Seelenzahl durch dieſelbe Zahl 
vertreten werden ſollen, als das Königreich. Ferner iſt das Blatt natürlich nicht 
damit zufrieden, daß die künftigen Daͤniſchen Neichsftände ſich nicht blos auf Dä⸗ 
niſchem Grund und Boden, wozu es Schleswig bekanntlich mitrechnet, ſondern 
auch periodiſch in Holſtein auf Deutſchem Bundesboden verſammeln und in Folge 
deſſen den beſchräukenden Veſtimmungen dieſes Bundes, welcher dem Blatte wie 
ein Schreck- Geſpenſt vorſchwebt, unterworfen fein ſollen; endlich ift es Fäbre⸗ 
landet nicht recht, daß manche wichtige Sachen bein Beſchluß der Relchs⸗Ver⸗ 
ſammlung k entzogen und der Berathung der fottbeſtehenden Provinzialſtände⸗ Ver⸗ 
ſammlungen überlaſſen bleiben ſollen. Schließlich drückt Rädrelaudet die Hoffe 
nung aus, daß es nicht die Meinung der Regierung fein möge, die Verhandlun⸗ 
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gen über die näheren Beſtimmungen an die im Reſkript angegebenen Grundzüge 
zu binden. 
b Frankreich. 
Paris, den 7. Februar. In der Deputirten-Kammer wurde am 5. d. die 
Debatte über den auf Algier bezüglichen neunten Paragraphen des Adreß-Ent⸗ 
wurfs fortgeſezt. Marſchall Bugeaud ergriff zuerſt das Wort, und ſagte im 
Weſentlichen: „Das Ereigniß, welches den Krieg in Afrika beendigt hat, und ein 
Paragraph Ihrer Adreſſe laſſen uns hoffen, endlich die Opfer Frankreichs und 
die auf ihm laſtenden Ausgaben vermindert zu ſehen. Ich wünſche mir 
Glück zum Sturze des Emirs und zu feiner Niederlage; aber dies Ergebuiß, wie 
glücklich es auch iſt, darf unſere Vorſicht nicht entwaffnen, und wir müſſen darum 
nicht minder, den Arabiſchen Stämmen gegenüber, die 5— 100,000 waffenfähige 
Männer zählen, ſtark und wachſam bleiben. Deshalb beſchwöre ich die Kammer, 
die Armee in Afrika ſo wenig wie möglich zu vermindern. Viel iſt in Algerien 
geſchehen, aber noch iſt viel zu thun übrig. Noch giebt es ein kleines Gebirgsland, 
das Ihnen nicht gehorcht und das unterworfen werden muß, wenn Sie nicht den 
Bevölkerungen gegenüber Ihre moraliſche Stärke einbüßen wollen. Sie haben 
jetzt noch ein hochwichtiges Werk zu vollbringen, das Werk der noch wenig geför— 
derten Coloniſation, in Betreff deſſen Sie nach meiner Anſicht auf dem unrechten 
Wege ſind. Wenn Sie nicht dahin trachten, in Algerien eine kräftige Bevölkerung 
zu ſchaffen, welche ſtark genug zum Widerſtande und nöthigenfalls fähig iſt, den 
Eingebornen zu imponiren, ſo werden Sie in demſelben Maße, wie Sie ſich dort 
weiter ausdehnen, auch Ihre Armee vermehren müſſen. In dieſer großen Colo— 
niſations⸗Angelegenheit vergißt man, nach meiner Anficht, zu ſehr die Frage, für 
welche der vorjährige Bericht Ihrer Kommiſſion über den Geſetz-Entwurf, bezüg— 
lich Algeriens, überzeugend ſpricht. Ich wiederhole, daß man vor Allem in Alge— 
rien eine ſolide und kräftige Bevölkerung ſchaffen muß, als das einzige Mittel, 
die Eroberung zu ſichern. Ich rathe an, den Effektivſtand der dortigen Armee 
nicht zu vermindern, weil dieſe Armee nicht blos aus Kämpfenden, ſondern zugleich 
aus Arbeitern beſteht, welche die meiſten der ſeither in Algerien bewerkſtelligten 
Arbeiten ausgeführt haben. Ich glaube, daß es thunlich wäre, in Algerien eine 
mächtige und ſchnellkräftige Reſerve zu ſchaffen, deren Stämme alle Theile des 
aktiven Heeres aufnehmen würden, deren Beibehaltung unter den Fahnen nicht 
nöthig wäre. Ich gehe nicht in nähere Entwickelungen dieſes Plaues ein, da ich 
für jetzt denſelben nur andeuten wollte. Was die Verwaltung des Landes angeht, 
fo glaube ich, daß es wenigſtens für die erſte Zeit gut wäre, dieſelbe auch ferner 
Ihren Offizieren zu übertragen. Die Armee zählt eine große Anzahl unterrichteter 
und zur Verwaltung ſehr geeigneter Militärs. Die Römer, welche ſich aufs Kos 
loniſtren verſtanden, ließen ihre Kolonieen nicht durch Civil-Beamte regieren. Je- 
deufalls halte ich dafür, daß es Zeit iſt, ſich energiſch mit der Coloniſation zu 
beſchäftigen.“ General Lamorieiere: „Ich nehme die Stellung au, welche 
mir geſtern Herr Guizot anwies, indem er erklärte, daß meine Verantwortlichkeit 
hinter der des Geueral⸗Gouverneurs verſchwinde, den ſeinerſeits der Kriegsminiſter 
jeder Verantwortlichkeit eutheben könne. Ich nehme blos das Wort, um einige 
Thatſachen genauer anzugeben, welche man falſch aufgefaßt zu haben ſcheint. Man 
macht uns zum Vorwürfe, daß wir Abd el Kader nicht gefangen genommen haben, 
ohne ihm Bedingungen zuzugeſtehen; man behauptet nämlich, er hätte ja doch 
nicht entfliehen können. Hierin täuſcht mau ſich; hätte ich mich des Emirs mit 
Gewalt bemächtigen wollen, ſo wäre es ihm nicht ſchwer gefallen, ſich mit ſeinen 
Reitern in die Wüſte zurückzuziehen und blos ſeine Deira in unſeren Händen zu 
laſſen. Wegen der moraliſchen Wirkung aber iſt es weit vorzuziehen, daß Abd el 
Kader nicht gefangen genommen ward, ſondern ſich uns ergab. Dieſe ſtillſchwei— 
gende Unterwerfung raubte dem Emir den Bevölkerungen gegenüber, viel von 
feinem Zauber, und für die Zukunft der Kolonie iſt das erlangte Reſultat unſchätz— 
bar.“ Herr von Larochejacquelin: „Es iſt aber eine Uebereinkunft mit 
Abd el Kader abgeſchloſſen worden, kraft deren er nach St. Jean d'Aere oder 
Alexandrien gebracht werden ſoll. Er hat das Wort des Generals Lamoriciere 
und des General⸗Gonverneurs, Sr. Königlichen Hoheit des Herrn Herzogs von 
Aumale. Dennoch hält man ihn als Gefangenen feſt! Im Intereſſe der Ehre 
Frankreichs frage ich Herrn Guizot, ob es möglich iſt, das gegebene Wort zu bre⸗ 
chen?“ (Bei den Worten des Redners „Königliche Hoheit“ wird derſelbe von 
mehreren Stimmen mit dem Ausruf O! o! und Gelächter unterbrochen.) - Der 
Marquis von Larochejacquelin (bekanntlich ein Legitimiſt): „Er könne dieſe 
Unterbrechung, dieſes Lachen, dieſen Ausdruck der Verwunderung nicht begreifen, 
wenn er dem Herzog von Anmale den Titel Königl. Hoheit gebe. Er müſſe die 
Kammer fragen, ob man je den Prinzen dieſen Titel verweigert habe? Ob etwa 
der Herr Herzog erſt ſeit geſtern Königliche Hoheit fer? (Beifall von faſt allen 
Seiten.) Er ſei weit entfernt, das Verhalten des Prinzen in Betreff der vom 
General Lamoriciere eingegangenen Bedingungen zu mißbilligen. Aber noch ein⸗ 


mal müſſe er fragen, was die Regierung zu thun gedenke?“ Herr Gulzot: „Ich, 


wiederhole, was ich ſchon in der Pairs-Kammer ſagte, daß die Regierung alle 
unſere großen Intereſſen mit dem gegebenen Worte in Einklang bringen zu können 
hofft. Dem Emir iſt verſprochen worden, daß er nach St. Jean d' Acre oder nach 
Alexandrien gebracht werden ſoll; nichts mehr und nichts weniger. Die Regierung, 
welche ſich die Ratiſieation der abgeſchloſſenen Uebereinkunft vorbehielt, ift entſchloſ⸗ 
ſen, das gegebene Wort zu halten. Ich ſchließe ſofort St. Jean d'Aere aus, 
welches der Pforte direkt unterworfen iſt. Die Pforte hat unſere Beſitzungen in 
Afrika nicht anerkannt, und wir können daher den Emir nicht in ihre ‚Hände geben, 


Keinesweges aber ſchließe ich Alexandrien aus. Obgleich Vaſall des Sultans, 
beſitzt der Vieekönig Aegypten erblich und verwaltet es faſt unabhängig. Die Lage 
iſt alſo nicht dieſelbe; wir können zu Alexandrien Bürgſchaften haben, die uns zu 
St. Jean d'ͤere fehlen. Unſere Beziehungen zum Paſcha geben uns das Recht, 
von ihm Garantieen zu begehren, die für unſere künftige Sicherheit weſentlich find, 
und wir dürfen hoffen, ſie von ihm zu erlangen. Wenn alſo Abd el Kader, wie 
wir zu glauben Urſache haben, darauf beharrt, nach Alexandrien gebracht zu were 
den, ſo wird man ihn dahin bringen, wenn er nämlich dort unter Bedingungen 
bleiben will, die zu unſerer Sicherſtellung unerläßlich ſind; denn es liegt uns ſehr 
viel daran, daß er nicht bei erſter Gelegenheit wieder unter den Arabiſchen Stäm⸗ 
men erſcheine und abermals die Ruhe von Algerien ſtoͤre. Eine Unterhandlung iſt 
eröffnet, um den Paſcha zu beſtimmen, daß er Abd el Kader zu Alexandrien auf⸗ 
nimmt und über ihn die zu unſerer Sicherheit nöthige Ueberwachung ausübt. Zwin⸗ 
gen können wir den Paſcha nicht, aber wir dürfen hoffen, daß er unſere Vorſchläge 
genehmigen wird. (Gerade au dieſem Tage ging aber das Gerücht in Paris, 
Mehmed Ali verweigere die Aufnahme Abd el Kaders.) ; 

Heute beginnt in der Deputirten-Kammer die Diskuſſion über den letzten Pa⸗ 
ragraphen der Adreſſe, der ſich auf die Reform-Banketts bezieht. 

Niederlande. 

Aus dem Haag, den 5. Febr. Wie früher erwähnt, iſt im November 
v. J. auf dem Michigan-⸗See das Dampfboot Phönix verbrannt. Es hatte 150 
Paſſagiere, meiſt Holländ. Auswanderer an Bord; darunter 81 aus dem Orte 
Darſſeveldo; von den übrigen waren die Mehrzahl aus Winterswyk und Dinxper⸗ 
loo. Das Unglück muß gräßlich geweſen fein, denn von jenen 51 iſt nur ein 
Mädchen gerettet worden. Wer den Flammen entgehen wollte, fand ſeinen Tod 
in den Fluten. Im Ganzen ſind 125 Perſonen umgekommen. Die Verun⸗ 
glückten waren der orthodoren Richtung zugethan. Sie hatten ihr Vaterland in 
der Abſicht verlaſſen, ſich ihren Glaubensverwandten in Amerika anzuſchließen. 

Shen en t e We | 

Palermo, den 24. Januar. Journal des Debats.) Nach den ers 
ſten Augenblicken des Aufſtandes erkannten die verſchiedenen Comité's, welche in 
Palermo von den Iunſurgenten errichtet worden waren, die Nothwendigkeit, ſich 
zu befeſtigen und Einheit in ihre Wirkſamkeit zu dringen. Dieſe vereinigte Regie⸗ 
rungs-Junta theilte ſich dann in zwei Abtheilungen, die eine für die Vertheidi⸗ 
gung, die andere fiir die Verwaltung. Da fie das Bedürfniß fühlte, ihre Ver— 
bindungen mit dem Volke, welche bisher nur durch gedruckte Mauer-Anſchläge 
ſtattgefunden hatten, zu ordnen und auszudehnen, ſo ließ ſie ſeit dem 22. Januar 
ein öffentliches Blatt unter dem Titel Il Cittadino (der Bürger) erſcheinen, 
welches zum Zweck hat (wie man wenigſtens an der Spitze jeder Nummer deſſel⸗ 
ben Luft), „die wichtigſten Thatſachen der Wiedergeburt Sieiliens zu melden, die 
Beſchlüſſe der Volksvertreter zu verkünden und alle politiſchen Fragen zu behan⸗ 
deln, welche die Beſtimmung der für Sicilien am meiſten geeigneten Regierungs⸗ 
form betreffen.“ 

Die Königlichen Behörden, welche erkannten, daß es für ſie unmöglich ſei, 
mit den Truppen, welche zu ihrer Verfügung ſtänden, die Stadt zu unterwerfen, 
verſuchten von ueuem, mit den Inſurgenten in Unterhandlungen zu treten. Zu 
dieſem Zwecke ſandte General de Sauget, Befehlshaber der Truppen, welche von 
Neapel herübergekommen waren, um den Aufſtand von Palermo zu unterdrücken, 
am 22. Januar an die Junta einen Sieilianiſchen Capitain mit folgenden Vor⸗ 
ſchlägen: 1) Einen Waffenſtillſtand abzuſchließen; 2) den Kriminal- Gefangenen, 
welche unter Bewachung der Truppen eingeſchloſſen ſind, Lebensmittel zukommen 
zu laſſen; 3) eine Deputation der Junta nach Neapel zu ſchicken, um dem Kö— 
nige die Forderungen der Junta darzulegen; 4) anzubieten, ein allgemeines 
Amneſtie-Geſetz zu veröffentlichen. Alle dieſe Vorſchläge wurden jedoch, mit Aus⸗ 
nahme des zweiten, mit Verachtung verworfen und das Amneſtie-Dekret, welches 
von der Junta dem Volke überliefert worden war, oͤffentlich verbrannt. 

Mauer-Anſchläge und Bülletins wurden an das Volk gerichtet, um feinen 
Enthuſtasmus zu erregen und es in feinem Eutſchluß zu befeſtigen. Eine der Bus 
blikationen, welche die meifte Wirkung gemacht zu haben ſcheinen, iſt eine im Jahre 
1810 von König Ferdinand J. vor dem Sieilianiſchen Parlament gehaltene Rede, 
worin das Steuerbewilligungs-Recht ausſchließlich dem Parlamente zugeſtanden 
wurde. 

Die Aufmerkſamkeit der Junta mußte ſich ganz beſonders der Verprovianti⸗ 
rung von Palermo zuwenden, und es ſcheint, daß in dieſer Beziehung nicht blos 
kein Mangel an Lebensmitteln ftattfand, ſonder daß ſelbſt der Preis derſelben nicht 
fühlbar erhöht wurde. Eine unzählbare Meuſchenmenge wogt unaufhörlich durch 
das Netz von unregelmäßigen Straßen, aus welchen Palermo zuſammengeſetzt iſt. 
Der größte Theil der Bevölkerung iſt ohne Waffen. Eine Anzahl Leute haben 
Jagdflinten, die meiſten aber tragen blos Säbel oder Meſſer. 5 

Ju den abgelegenen Straßen ſind die Läden wieder geöffnet worden, und es 
herrſcht dort eine gewiſſe Ruhe, welche volllommen fein würde, wenn die Beſaz⸗ 
zung nicht Gefallen daran fände, von Zeit zu Zeit mit Kärtätſchenſchüſſen die 
große Straße von Toledo zu beſtreichen, welche in ſenkrechter Richtung mit dem 
Hafen die Stadt in zwei Theile trennt. f a 

Am 22ſten wurde bei dem Palaſte der Finanzen mit Erbitterung gefochten, 


allein der größte Kampf fand am Kloſter des Novizziato ſtatt. Die Inſurgenten 


bemächtigten ſich endlich gegen Abend dieſes Poftens, und es wurde eine ziemlich 
(Beilage.) 
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den 14. Februar 1848. 


große Anzahl Soldaten gefangen genommen. Das Volk hat dieſelben gut behan⸗ 
delt und ſie einige Male dazu verwendet, die ſieben oder acht Stücke Geſchütz zu 
sichten, welche man hat zuſammenbringen kzunen. 

Die beiden Parteien laſſen es gegenſeitig, wie das immer der Fall iſt, weder 
an Anklagen noch an Gegenbeſchuldigungen fehlen. Die Inſurgenten werfen den 
Soldaten vor, wehrloſe Benediktiner⸗Mönche ermordet zu haben, und ſie beſtre⸗ 
ben ſich, die Grauſamkeiten zu entſchuldigen, welche durch das Volk an allen Po⸗ 
zei- Agenten, die demſelben in die Hände gefallen, verübt worden ſind. Die 
Begeiſterung läßt übrigens nicht nach. N 

Die SubſkriptionsLiſten vervielfältigen ſich; von allen Seiten kömmt man 
den Armen und Verwundeten zu Hülfe. Die Jeſuiten haben 1200 Fr. unter⸗ 
zeichnet und ihr Profeßhaus in ein Lazareth verwandelt. Der Konſul und der 
Konſulats⸗Kanzler Frankreichs fahren fort, den Franzöſiſchen Namen geachtet und 
geſegnet zu machen. 

Neapel, den 29. Januar. So eben iſt aus Palermo die Nachricht ange⸗ 
kommen, daß nach einem erbitterten Gefecht die Bank und der Königliche Palaſt 
in die Hände der Inſurgenten gefallen wären. Der Kampf ſoll einen ganzen Tag 
gedauert haben und die Stadt bei dieſer Gelegenheit abermals bombardirt worden 
ſein. Der Herzog von Majo hatte ſich in das Lager des Generals de Sauget ge⸗ 
flüchtet: und der General Vial ſich eingeſchifft. Er iſt bereits in Neapel angelangt. 
Man ſagt, daß die Inſurgenten in der Vauk 2 Millionen Dukati (8 Millionen 
Francs) vorgefunden haben, und daß die Zahl der gefangenen Soldaten ſehr groß 
ſei. Aus den anderen Theilen Siciliens hat man keine neue Nachrichten bekom⸗ 
men. Briefe aus Meſſina vom 26ſten melden nur, daß Alles in dieſer Stadt 
ein blutiges Zuſammentreffen befürchten läßt. Man muß hoffen, daß die Kunde 
der von dem Könige gemachten Zugeſtändniſſe noch zeitig eingetroffen fein werde, 
um die Keime des Bürgerkrieges zu erſiicken. i 

Aus Sardinien. Das Florentiner Blatt „Patria“ enthält folgende, ſehr 
der Betätigung, bedürfende Angabe: „Wenn wir recht unterrichtet ſind, hat Sir 
R. Abereromby, Engliſcher Geſandte am Sardiniſchen Hofe, dem Sardiniſchen 
Miniſter des Auswärtigen eine Note Lord Palmerſton's an das Wiener Cabinet 
mitgetheilt, worin erklärt fei, eine Oeſterreichiſche Einſchreitung in Toscana, dem 
Kirchenſtaat und dem Königreich beider Eicilien würde von England als Kriegs⸗ 
erklaͤrung angeſehen. : 
sn | Neueſte Nachrichten. 

Rom, den 31. Januar. (N. K.) Aus Neapel erhalten wir folgende Nach⸗ 
richten: „Nachdem am 29. das Verfaſſungs⸗Dekret publieirt war, ließ der König 


von dem geſammten Generalſtabe begleitet, die Truppen die Revue paſſiren. Er 
hatte eine dreifarbige Kokarde am Hüte. Das Volt, 


war in Gala-Uniform und 
gleichfalls mit dreifarbigen Kokarden geſchmückt, rief beſtändig: „Es lebe die Con⸗ 
ſtitution, es lebe der König!“ Das Polizei⸗Miniſterium iſt gänzlich aufgehoben 
und in eine Brauche des Miniſteriums des Innern verwandelt worden. Der Po⸗ 
lizeidienſt wird vorläufig von der bürgerlichen Stadtwache verſehen. Mit Sicilien 
iſt ein zehntägiger Waffenſtillſtand geſchloſſen worden, während welcher Zeit die 
Sieillaner ihre Wünſche formuliren und der Regierung zur Genehmigung vorlegen 
ſollen.“ 
N Neapel, den 30. Jan. Geſiern und heute hat ſich der König dem Volke 
gezeigt und iſt mit großem Jubel empfangen worden. Se. Majeſtät ritt geſtern, 
entblößten Hauptes, von. feinen Vrüdern und der ganzen Generalität begleitet, 
langſam durch die ganze Stadt und erſchien heute im Theater San Catlo. 
Paris, den 8. Febr. (Tel. Dep.) Aus Neapel wird vom 31. Jan. ge 
meldet, daß daſelbſt die vollkommenſte Ruhe fo wie die größte Freude herrſcht. 
Rozzelll iſt Miniſter des Innern geworden. In Eicilien keine Entſcheidung, die 
Empörer find überall ſiegreich. 
* nnn 
Konftantinopel, den 19. Januar. (Schleſ. Ztg.) Wir haben hier fort⸗ 
während naſſe und feuchte Witterung. Nur vorgeſtern hat ſich der Schnee, wel⸗ 
cher in der vorgehenden Nacht gefallen, den ganzen Tag ohne zu ſchmelzen gehal⸗ 
ten, 
Web Jetzt iſt aber ſchon wieder die grüne Grasdecke überall ſichtbar. — Hier 
hat ſich ein eigenthümlicher Vorfall zwiſchen Hrn. Wood, Attaché der Engliſchen 
Geſandtſchaft, und einem Leichenzuge zugetragen. Da ich von mehreren Seiten 
Mittheilungen erhalten, welche theils über dieſes Ereiguiß, theils auf die Per⸗ 
ſönlichkeit des Herrn Wood einiges Licht verbreiten: ſo glaube ich dieſe Angelegen⸗ 
heit Ihnen nicht vorenthalten zu dürfen. 
Griechiſchen Leichenzuge, an deſſen Spitze nach hieſiger Sitte Kreuzträger, Chor⸗ 
knaben mit Fackeln und mehrere Geistliche, alle in ihrem Ornate, waren. Hin- 
terdrein folgte eine zahlreiche Begleitung von Griechiſchen Rajah's und von ande⸗ 
ren Griechiſchen Freunden und Verwandten der Joniſchen Inſeln. Die Enge der 
Straße ließ es nicht zu, daß ein Reiter durch dieſe Prozeſſton zog. Hr. Wood 
aber drängte mit feinem Pferde eigenfinnig hinein, und weil man ſich ihm wider⸗ 
ſetzte, auch dem Pferde in die Zügel griff, hieb er mit der Reitpeitſche auf die, 


welche ſolches thaten. Im Nu ergriffen ihn dieſe, riſſen ihm vom Pferde herun⸗ 


ter und zahlten ihm recht derb mit derſelben Münze wieder. Hierauf eilte Herr 
Woob nach dem nicht weit von da entfernten Palais, holte dort einige Geſandt⸗ 


r 


von welchen er behauptete, daß ſie ihn geſchlagen haͤtten, = arretiren. Welche 


— — 


„ in der Nacht waren fogar die Fenfter theilweiſe mit dünnen Eisblumen 


Herr Wood begegnete zu wferde einem 


nicht, aber das ſcheint uns außer Zweifel, daß wenige Andere ſich ſo betragen 
würden, wie Hr. Wood, indem die lange Pera-Straße alle 20 Schritte wenig · 
ſtens eine kleine Seitenſtraße hat, in welcher ſich derſelbe ſehr leicht hätte aufſtellen 
können, bis der Leichenzug vorbei war. Es iſt vielen Briten eigen, daß fie glau⸗ 
ben, die ganze Welt müſſe ſich ihren perſönlichen Anſichten und Einfällen fügen. 
Von den Sonderbarkeiten dieſes Mannes giebt übrigens das einen Begriff, daß 
er in dem Hauſe, welches er hier gemiethet, die Stuben der Belle⸗Etage in eine 
Steinkohlenkammer und in einen Hühnerſtall verwandelt hat. Auch erzählt man 
ſich von ſeinem früheren Aufenthalte in Sprien manchen Zug von Gewaltſamkeit 
und Engliſchen Sonderlings-Manieren 


Vermiſechte Nachrichten. 

* Poſen, ben 12. Februar. Am 10. d. verlor eine junge Dame anf 
dem Wochenmarkte eine grünſeidene Börfe, die einen Louisd'or enthielt, ſie bemerkte 
jedoch den Verluſt bald und hörte, als fie den gekommenen Weg zurück ging, von 
einer Verkäuferin, daß ein junges Mädchen von 13 — 14 Jahren die Boͤrſe ges 
funden habe. Wirklich gelang es nun der Dame auch, das Mädchen, doch erſt 
in deren Wohnung, aufzufinden, allein dieſe hatte den Fund bereits ihrer Mutter 
ausgehändigt, die ihrerſeits damit ſogleich zu ihrem beim Eiſenbahnbau beſchäf⸗ 
tigten Manne gegangen war und, wie ſie nach ihrer Rückkunft ausſagte, die Börfe 
ihm gegeben hatte. Man mußte nun die Rückkunft des Mannes abwarten, die 
endlich am Abend erfolgte; doch die Vörſe, welche der Mann nun auf Befragen 
vorzeigte und die das Mädchen und die Frau als die gefundene anerkannten, war 
zwar auch grün, aber nicht die verlorne und enthielt ſtatt eines Louisd'ors ei⸗ 
nen großen gelben Zahlpfenn ig! Da ließ ſich nun wohl viel denken, aber 
wenig thun. — Eine Perſon hatte es ſich zum Vergnügen gemacht, im Hötel de 
Dresde zwei Tage hinter einander die Aexte aus dem Holzſtalle zu ſtehlen, wurde 
jedoch endlich verhaftet. N ru 


Die neneſte Nr. der Spenerſchen Berliner Zeitung enthalt nachſtehendes In⸗ 
ſerat: Die durch die offentlichen Blatter in der neueſten Zeit zur Sprache gekoͤm⸗ 
mene Hungersnoth in den Schleſiſchen Kreiſen Rybnick und Pleß, in deren Folge 
jetzt der Typhus und das gräßlichſte Elend die dortige Bevölkerung hinwegrafft, 
hat in anerkennenswerther Weiſe das allgemeine Erbarmen erregt, und die Spen⸗ 
den des Mitleids werden hoffentlich dem fernern Zunehmen dieſes Elends vorbeu⸗ 
gen. Aber fie kommen zu fpät für die Unglücklichen, welche dem Elend bereits 
erlegen ſind! Durch kein unvorbergejehenes Natur » Greigniß wurde dieſe Kalami⸗ 
tät verürſacht, fie war lediglich die Folge eines immer mehr gewachſenen und für 
Preußen Gottlob beiſpielloſen Nothſtandes. Unbegreiflich erſcheint es „ wie die⸗ 
fer Nothſtand unter den Augen der dortigen Behörden zu einer ſolchen Höhe an⸗ 
wachſen konnte, ungeachtet der im allgemeinnn reichlichen Erndte des vorigen Jah⸗ 
res und ungeachtet der nach einem mehr als 30 jährigen Frieden gewiß reichlich 
dem Staate zu Gebote ſtehenden Mittel. Es dürfte daher im eigenen Intereſſe 
der Regierung liegen, wenn ſie veröffentlichte, was von ihr zur Linderung jenes 
Noihſtandes, bevor folder durch ſeine traurigen Folgen die öffentliche Theilnah⸗ 
me erregte, geſchehen iſt, oder wenn ſie diejenigen zur Verantwortung zoͤge, 
welche durch Fahrläſſigkeit die Schuld tragen an dem Untergange fo vieler Men⸗ 
ſchenleben. L. Nagel auf Eichſtädt. 

Berlin. — Man ſpricht davon, daß die allerhoͤchſte Ordre in Ber 
ziehung auf diejenigen Angeklagten im Polenprozeſſe, welche die Königl. 
Gnade nachgeſucht haben, bereits crlaſſen ſei, und in den mächften Tagen publie 
eirt werden würde. Ueber den Inhalt derſelben verlautet noch nichts Genaueres. 
Loslau, den 8. Febr. — Am 6. d. M. trafen 20 von dem Herrn Fürſt⸗ 
biſchof zur Verpflegung der hieſigen Kranken entſendete barmherzige Brüder hier 
ein, welche ſich ſofort verteilten und in hieſiger Stadt eine Wohnung zur Auf 
nahme der armen Waiſen beſchafften. Loslau iſt die Stadt in Oberſchleſien, in 
der die Hungerkrankheit „Typhus“ am wüthendſten eingeriſſen. 150 Perſonen 
hat der Tod binnen Kurzem hinweggerafft. Gegen 300 liegen noch krank darnie⸗ 
der. Man ſagt, die Krankheit ſoll anſteckender ſein, als die Cholera. Handel 
und Wandel ſtockt. Waiſen und Wittwen ſchleichen umher wie die Skelette. Bei 
Kindern ſieht man noch außer der Krankheit die Verheerungen des Ungeziefere. 
Heute bört man nur Glockengelaͤute. Hier trägt man den Stockmeiſter, dort den 
Briefträger zu Grabe, aus einer Zten Straße ſieht man den Poſtſecr., der wegen 
feiner lobenswerthen Zuvorkommenbeit gegen das Publikum von den Ueberleben⸗ 
den ſebr bedauert wird, zur Ruheflätte tragen. Reiche wie Arme ergreift die 
Krankheit, namentlich ſucht der Tod ſeine Opfer unter den Beamten, welche mit 
dem Publikum in Berührung kommen. Die Königl. Poſtexpedition, der Ma⸗ 
giſtratsdirigent und das Steuer Amt, Polizeibeamte ꝛc. werden bereits durch ans 
dere hierher decretirte Beamte vertreten und verwaltet. In den umliegenden nahen 
Dorſſchaften wüthet die Krankheit nicht minder verheerend; kein Tag fol vergehen, 
daß nicht in jedem der umliegenden Dörfer 4 bis 5 zu Grabe geſchafft werden. 
Gott erbarme ſich dieſes Elends! Menſchenhände Mub kaum noch ausreichend, 
Einhalt zu thun. Referent kann verſichern, daß es herzzerreißend ift, in Ober⸗ 
ſbleſten das Elend auzuſehen und Jeder, den nicht das Amt und die Pflicht feſ⸗ 


ſeln, würde ſich gewiß beeilen, eine Gegend zu verlaſſen, in welcher die Jammer⸗ 
ſchafts⸗Karvaſen (Oendarmen), eilte dem Zuge nach und ließ einige derjenigen, bild 


ilder des Elends durch keine freundliche Stunde mehr unterbrochen werden 


n det. Weiche. In Stettin ift nun auch ein Freihandelsvereln conſitulct worden. 
weitere Folge dieſer beklagenswerthe Konflikt nach ſich ziehen dürfte, wiſſen wir } 


Man wird Mitglied dieſes Vereins, wenn man ſich bei dem Vorſtande meldet. 


feinen jährlichen Beitrag 


Tarnowitz. 
Natiborer Oberlandes - Gerichts ergangen. 
Gefängniß . 
bezog ſich auf Wein von des Fürſten Gütern. 


und werde ſchwerlich deshalb nach London reiſen. 
dieſem Gerichtshofe wird kein Unterſchied gemacht, 


ſo wenig, als wenn es der Herzog von Northumberland wäre. 5 


ward vorläufig abgewieſen. 


Die aus der Schleſ. Ztg. in die unſtige übergegangene Mittheilung über eis 
nen Mordanfall, welchen ein Soldat des 7. Inf.⸗Reg. gegen einen jungen Mann 
verübt haben ſoll, wird von der Glogauer-Kommandantur als eine leere Erfin⸗ 
dung bezeichnet und iſt dieſe Nachricht als nicht geſchehen zu betrachten. 

Dieſer Tage war an dem Thor der Kaiſerl. Polizeihofſtelle zu Wien ſolgen⸗ 


des Plakat angeſchlagen: 
„Lieben Freunde! 


Pofen. — (Eingeſandt.) — Das aller einheimiſchen Induſtrie nachtheiligſte 
daß die aus der Fremde: 
1c. bezogenen Gegenſtände des Luxus und Bedarfs beſſer wären, als die am Ort 
erzeugten; man beziebt oft von außerhalb Gegenſtände, die man hier eben ſo 
gut und billiger haben kann und entzieht fo der einheimiſchen Industrie die zu 
Aufmunterung und Unterſtützung. Nächſte 
Veranlaſſung zu dieſer allgemein gültigen Bemerkung gab uns in dieſen Tagen 
der zufällige Beſuch des Ateliers des Optikers Herrn Bernhard am Wilhelms⸗ 
wo wir die reichhaltigſte Auswahl von ausgezeichneten Teleſcopen, achro⸗ 
namentlich bei der Spiritus » Fabrikation ge⸗ 
brauchteſten Inſtrumenten ꝛc., fo wie die reinſten Kryſtallgläſer zu Brillen, Lorg⸗ 
netten und Theaterperſpectiven in den einfachſten, wie geſchmackvollſten und reich⸗ 
ſo daß wir nicht unterlaſſen können, 
dem Publikum das Atelier des Herrn Bernhard angelegentlichſt zu empfehlen. 


Vorurtheil iſt der Glaube, 


ihrem Emporblühen nothwendige 


Platze, 
matiſchen Fernröhren und allen, 


ſten Gold⸗ und Silberfaſſungen fanden, 


Stadttheater zu Poſen. 
Dienſtag den Löten Februar: Sechſte Vorſtellung 
des Griechiſchen Hof⸗Künſtlers Herrn Wiljalba 
Frikel und der Herren Gebrüder Joanowicz. — 


Dieſem geht vor: Der Alterwelts⸗ Vetter; 
Luſtſpiel in 3 Akten. 


Wohlt hät 


. igkeit. 0 
Für die Nothleidenden im Pleſſer und Rybni⸗ 


ker Kreiſe find ferner bei uns eingegangen: 
81) H. J. 1 Kchlr. 82) Hr. Soika 10 Sgr. 
83) Bs. 1 Rihlr. 84) O. v. W. 2 Rthlr. 85) 
B. 10 Sgr. 86) Otto und Camilla 15 Sgr. 87) 
Sch. 15 Sgr. 88) F. K. 1 Kthlr. 89) Hr. Haupt⸗ 
mann v. Happe 2 Rthlr. 90) F. O. 2 Rthlr. 91) 
E. M. 1 Rihlr. 92) Herr Gen.⸗Licutn. v. Steine 
äder 2 Friedrichsd'or. 93) F. M. 15 Sgr. 94) 
. u. 15 Sgr. 95) T. R. 1 Rihlr. 96) Herr 
Kaufmann B. Witkowski 5 Rihlr. 97) Ic. Br. 
2 Rihlr. 98) C. V. 1 Kthlr. 99) E. S. 1 Rilr. 
100) Hr. Samuel Jaffé 10 Rthlr. 101) Sr. Zus 
ſüzrath Wandelt 3 Rıhlr. 102) O. F. 1 Rıblr. 
103) F. M. M. 1 Rilr. 104) J. 1 Kthlr. 105) 

err Landgerichts⸗Rath Boy 5 Rihlr. 106) C. D. 

Rthlr. 107) Hr. Banquier Leopold Katt 3 Rilr. 
108) Durch Paul in der Belowſchen Schule geſam⸗ 
melt 4 Kihlr. 124 Sgr. 109) C. 1 Kthlr. 1100 
Hr. Salomon Jaffe 5 Nihlr. 111) Herr A. Thor⸗ 
ner 2 Rtbir. 112) Hr. Moritz Kayſer 3 Kihlr. 

In Summe 298 Rihlr. 25 Sgr. Courant 
und 20 Kihir. Gold. Fernere Beiträge werden ans 
genommen. 

Poſen, den 13. Februar 1848. 

Die Zeitungs» Expedition von W. Decker & Comp. 
— —— —.—— 


Die heute Vormittags 9% Uhr ſehr glücklich er» 
ſolgte Entbindung meiner guten Pauline geborne 
Hildebrand von einem Knaben zeige ich allen 
unſern lieben Verwandten und Antheil nehmenden 
a in eich jeder befondern Mel⸗ 

ng hiermit ergebenſt an. 

Schwerſenz N den 11. Februar 1848. 

Thönert, evangel. Prediger. 


Nothwendiger Verkauf. 

Das bierſetoſt sub No. 8. und 9. belegene, zur 
Kaufmann, Leonhard U ſin gerſchen Konkurs⸗ 
Maſſe gehörige Grundſtück, abgeschätzt auf 5471 
Kthlr. 2 Sgr. 6 pf, zufolge der nebſt Oypotheken⸗ 


bezahlt und ſich zu dem Grundſatze bekennt, daß freie 
Mitbewerbung in je dem Gewerbszweige dem Volkswohlſtand am foͤrderlichſten ſei. 
— In der gegen den hieſigen Chriſtkatholiſchen Prediger 
Wieczorek, wegen ſeiner am 25. Mai 1845 hier gehaltenen Reformations-Pre⸗ 
digt eingeleiteten Krimminal⸗Unterſuchung ift nunmehr das erſte Erkenntuiß des 
Es lautet auf zwei Monat 
Prediger Wieczorek hat von dem Rechtsmittel Gebrauch gemacht. 
Die gedachte Predigt ſoll nächftens im Druck erſcheinen. 

In dem Falliment von G. Rougemont, Broad Street Buildings, in Lon⸗ 
don, ward auch Fürſt Metternich als Gläubiger fuͤr 1 
meldet. Hr. Bahrend, der Frankfurter Konſul, reichte die Rechnung ein. Sie 
Der Richter wollte die Meldung 
der Schuld nicht annehmen, da der Glaͤubiger ſelbſt die Schuld beſchwören müͤſſe. 
Hr. Bahrend wandte vergebens ein, Füͤrſt Metternich wiſſe nichts von dem Handel 
Der Richter entgegnete: „Vor 
des Fürſten Metternich wegen 


Die Mailänder haben ja Recht, 
„Denn die Regie ⸗Cigarren ſind gar zu ſchlecht.“ 


186 


entworfen. 


nicht irre führen laſſen. 


99 Pfd. 15 8 6 d ange» 
blikum vorgeführt werde. 


Die Meldung 


vierſpielern, die 


ſondern er gewinnt ſeinem Spiele eine mehr intenſive Seite ab. 
denn auch nicht fehlen, daß fein Vortrag des Konzerts vom Auditorium mit laute 
tem Beifall belohnt wurde. 
Die Begleitung des 


fen. 
mußten; 


Berlin, Paris, London 


tigt werden ſollen. 


ſchein und Bedingungen in der Regiſtratur einzuſe⸗ 
henden Taxe, ſoll 
am 20 ſten April 1848 Vormittags 
10 uh 


a r 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Alle unbekannten Realprätendenten werden aufge⸗ 
boten, ſich bei Vermeidung der Präkluſton ſpäte⸗ 
ſtens in dieſem Termine zu melden. 

Inowraclaw, den 27. September 1817. 

Königl. Land» und Stadtgericht. 


L 


Fiſchereiverpachtung. — Zur anderweiten 
meiſibietenden Verpachtung der ult. Juni €. pachtlos 
werdenden Fiſcherei und Rohrnutzung de. auf den zur 
hieſigen Oberförflerei gehörigen Gewäſſern, als: 1) 
der Barlin⸗See im Schutzbezirke Neuzattum ; 2) der 
Klaſſowski⸗ See dafelbft; 3) der Lichtwin⸗See im 
Schutzbezirke Bucharzewo; 4) der Bucharzewoer 
Set im Schutzbezirke Bucharzewo; 5) der Heide 
mühl⸗Teich im Schuszbezirk Ziegelei; 6) der Glem⸗ 
bocztk⸗See im Schußzbezirke Gora; 7) der Schrim⸗ 
mer Ste⸗Autheil daſelbſt; 8) der Grzybittek⸗See 
im Schugbezirte Tucholle auf ſechs hinterein⸗ 
ander folgende Jabre, als vom Iſten Juli 1848 
bis letzten Juni 1854, habe ich einen Licitations⸗ 
Termin auf Donnerflag den 2ten März c. 
von Vormittags 10 bis 12 Uhr in dem Geſchäſts⸗ 
Lokale der hieſtgen Oberförflerei anberaumt. — Die 
Pachtbedingungen werden im Termine bekannt ge⸗ 
macht werden, liegen bier aber auch ſchon acht Tage 
vor dem Termine täglich zur Einſicht bereit. 

Zirke, den 2. Februar 1848. 

Der Königliche Oberförſter Herbſt. 


Kurnik Nr. 80. 

Haus und zwei Gärte zu Kurnik Nr. 80., der 
Frau Albertine v. Taczanowska geb. Eich⸗ 
berg gehörig, find aus freier Hand zu verkaufen. 
Das Nähere beim Juſtiz⸗Kommiſſarlus Kraut ho⸗ 
fer zu Poſen. 


——ůůů —— 
Eine gute Haushälterin in den jüngeren Jahren, 
mit einiger Bildung, der Deutſchen, wo möglich 
auch der Polniſchen Sprache mächtig, auch ſonſtiger 
weidlicher Arbeiten kundig, kann von Oſtern a 
(auch früher ſchon) ein Unterkommen finden. — Wo? 
erfährt man im Laden Markt No. 82. in Poſen. 


dieſen vorzüglich bei den Flöten. — — 
bente Sinfonie von Beethoven in A. Sie wurde mit lobenswerthem Eifer aus⸗ 
geführt und fand, wenn gleich der Vortrag an manchen Stellen den Geiſt ih⸗ 
tes großen Schöpfers nicht wiedergab, dennoch die verdiente Anerkennung. Nur 
glaubt Ref., der Gelegenheit gehabt, dieſe Sinfonie in Berlin von der Königl. 
Kapelle vortragen zu hören, daß bei einem weniger bewegtem Tempo des Alle- 
gretto (2ter Satz der Sinfonie) der Eindruck noch erhöht worden wäre. Unan⸗ 
genehm war während der ganzen Sinfonie die unreine 
ein Umſſand, der zwar Vielen entgangen ſeyn mag, der aber doch hätte beſei⸗ 


„CEingeſandt.) BR 

Die zweite Sinfonie⸗Soircke 
des Inſirumental⸗Muſik 
ſammelt, welches ſeine Zu 
rend des Konzerts lebhaft 
Bemühungen des Directoriums, 
tigkeit widerfahren laſſen. 
Mögen auch 


„Vereins hatte ein überaus zahlreiches Publikum ders 
friedenheit über die Leiſtungen des Vereins ſchon wähs 
zu erkennen gab. In der That muß man auch den 


ſo wie dem Eifer der Mitwirkenden volle Gerech⸗ 
Das Programm war mit Umſicht und Geſchmack 


hin und wieder abweichende Anſichten laut geworden 
ſeyn, ſo darf der Verein durch dergleichen überall vorkommende Differenzen ſich 
Doch kann Ref. den Wunſch nicht unterdrücken, daß 
die Ouverture „zur ſchönen ‚Melufine‘ von Mendelsſohn — die einem on dit 
zufolge früher beſtimmt war, die Soiräe zu eröffnen — nicht ganz bei Seite 
gelegt, daß vielmehr dieſe zarte und geiftvolle Compoſition recht bald dem Pu⸗ 


Die Ouverture zum „Freiſchüt“, ſchon oft und flets gern, hier aber noch 
nie in dieſer Größe gehört, 
einzelne kleine Mängel, wohin das zu laute Trommeln im Adagio und der zu 
ſchwache Einſatz der Clarinette 
würde — gern überſehen werden konnten, zumal ſie den großartigen Geſammt⸗ 
eindruck nicht zu ſchwächen vermochten. — Die Titus⸗Arie — von einer rühm⸗ 
lichſt bekannten Dilettantin vorgetragen — 
ſchade nur, daß das Podium zu hoch war, 
trächtigt erſchien, und jammerſchade, daß das begleitende Clarinettſolo am 
Schluſſe des erſten Satzes per augmentationem ſich geltend zu machen ſuchte, 
was die geehrte Sängerin leicht in Verlegenheit hätte ſetzen können. — Zur drit⸗ 
ten Nummer war das Weberſche Konzertſtück für Pianoforte und Orcheſter ge⸗ 
wählt, vorgetragen von Herrn Kam bach. 
das Piano zu einem bloßen Schlaginſtrumente herabziehen, 


wurde im Allgemeinen ſehr gut ausgeführt, fo daß 
gleich nach dem erſten Thema zu rechnen ſeyn 


war eine ſehr erfreuliche Zugabe; 
fo daß der Klang dadurch deein⸗ 


Derſelbe gehört nicht zu den Kla⸗ 
So konnte es 


Aber auch hier muß Ref. ein „Schade!“ ausrus 


Muſtkftücks war nicht fo exact, als wir es wünſchen 
namentlich war dies der Fall bei den Blas⸗Inſtrumenten und unter 


Den Schluß des Konzerts bildete die ſle⸗ 


Stimmung der Pauken, 


Schließlich wünſchen wir wiederholt, daß der Verein in ſeinen Beſtrebun⸗ 
gen rüſtig fortſchreiten möge. 
des Publikums nicht ſehlen, | 
Befürchtung, die ſchon bei dieſer Soiree faſt zur Gewißheit wurde. 


Dann wird ihm auch fernerhin die Theilnahme 
und dürfte bald das Lokal zu eng ſeyn, — eine 
P. 


Das hinter dem Königl. Magazingebäude sub, 
No. 127. belegene maſſive Haus nebſt eleinem Haufe 
und dabei belegenem Obſigarten, fo wie ein großer 
Gemüſegarten, nebſt Stall und Kammern ebenda⸗ 
ſelbſt, ſind vom Iſten April d. J. ab zu vermiethen. 

Eliaſzewicz. 


An der Mühlſtraße No. 18. ſind vom Iſten April 
l. J. einige große und kleine Wohnungen mit Stall 
und Remife, wie auch mit einem Holzgelaß für 
Tiſchler zu vermiethen. 


——— . — —— 


Bells Schuhmacher-Pech, bei Abnahme von 10 
Pfund pro Pfd. 1 Sgr., der Err, 3 Rtlr. 15 Sgr., 
bei Julius Scheding, Walliſchei an der Brücke. 


Aecht Engl. Wagenſchmiere, das Pfund 3 Sgr. 


6 Pf., der Entr. 12 Rihlr. bei 5 


Julius Scheding, Walliſchei an der Brücke. 


Dampfmaſchinen⸗Caffee⸗ 
Brennerei. 


Dieſe Maſchine liefert den Caffee im 
Wohlgeſchmacke viel beſſer, als jede an⸗ 
dere, wovon ſich ein geehrtes Publikum 
durch gefällige Verſuche überzeugen 
kann. Täglich friſch gebrannt, in gan⸗ 
zen, halben und viertel Pfund⸗Paque⸗ 
ten zu 8, 9 und 10 Sgr. das Pfund 
zu 32 Loth, iſt dieſer Caffee zu haben 
bei J. Appel, Withelmeſtr. Pofifeite No. 9. 
zi . ren 

Neue Zuſendungen von feinen gel⸗ 

ben auch braunen Java⸗Caffce's em⸗ 

pfing und empfiehlt als etwas Ausgezeichnetes, des⸗ 
gleichen Zucker ſehr billig „Appel, 

f Wilhelmsſtr. Poſtſeite No. 9. 


V 
Große hochrothe ſüße 
Meſſin. Apfelſinen und Citronen 


hat erhalten und empfiehlt ſelbige billigft 


J. Ephraim „Waſſerſtr. No. ®. 


